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Der „Verſtändigungsfrieöen“
England beſtimmt über Deutſchlands Wehrmacht. Cngland behält

ſeine Rieſenflotte. Deutſchland ſoll bis zur äußerſten Grenze ſeiner
Ceiſtungsfähi eit zahlen Deutſchlands ganzer Reichtum reicht nicht
an die engliſchen Forderungen heran. Kaiſer und Kronprinz ſollen
zur Verantwortung“ gezogen werden. Das alles ſoll Deutſchland
ſch bieten laſſen, weil es von einer Minderheit wehrlos gemacht worden
iſt und ihm der Wahnſinn eines engliſch-franzöſiſchen „Verſtändigungs-

friedens“ eingeredet wurde.
London, 11. Dezember.

In einer Verſammlung in Briſtol ſagte Lloyd George,
daß das Militärdienſtgeſetz aufgehoben werde, ſobald die
Kot wendigkeit dafür aufgehört habe. Es beſtehe
nicht die Abſicht, es zu erneuern. Ob man in Zukunft die
dienſtpflicht in irgendwelcher Form nötig haben
werde, werde ganz von den Friedensbedingungen abhängen
deutſchland, Oeſterreich, Rußland, die Türkei und Bul-
garien hatten Armeen von zuſammen 12 Millionen Mann.

Es iſt nicht denkbar, daß wir dieſen Län-
wiederum gegen ihre

deutſche Armee ſei für Offenſivzwecke die britiſche für
Kefenſivzwecke organiſiert geweſen. Dies war auch
der Grund, warum England den Krieg nicht herauf-

beſchworen hak, und warum Deutſchland es getan hat.

Ueber die Marine ſagte Lloyd George, ſie ſei keine
eine Defenſivwaffe. Deshalb beab-

Ueber die Kriegsentſchädigung ſagte Lloyd
Feorge: Jn jedem ziviliſierten Lande der Welt werde bei

Gericht der verlierende Teil zur Zahlung verurteilt. Der
Krieg habe Deutſchland weniger gekoſtet als England.
Unſere Koſten betragen, glaube ich, 8000 Millionen Pfund
Sterling. Deutſchlands Koſten ungefähr 6 oder 7000
Rillionen. Dieſe Summen verteilen ſich bei uns auf eine
vevölkerung von 45 Millionen, während Deutſchlands Be
völkerung 70 Millionen beträgt. Dies würde uns in der

Zukunft in Nachteil ſetzen. Das iſt der Grund, warum
Deutſchland bis zur äußerſten Grenze
ſeiner Leiſtungsfähigkeit zahlen ſoll. Vor
dem Kriege ſei der NReichtum Deutſchlands auf 15 bis 20
Nilliarden Pfund Sterling geſchätzt worden. Die Rech-
nung betrage 24 Milliarden Pfund Sterling, ſo daß der
ganze Reichtum Deutſchlands dafür nicht
ausreichen würde. Er glaube, daß der Wohlſtand

Bürgerliche Schrittmacher des
Bolſchewismus

Der frühere Polizeipräſident und jetzige Regierungs
dräſident in Breslau, Herr von Jagow, hatte in einer
öfentlichen Erklärung geſagt, daß er ſich, obwohl Royaliſt,
n den „Dienſt der heute tatſächlich vorhandenen Staats
ſorm“ ſtelle, weil das Vaterland bedroht und es die bren
andſte Aufgabe der Gegenwart ſei, ihm den Bolſchewismus
fernzuhalten. Dieſe in jeder Hinſicht ebenſo loyale wie
vürdige Erklärung nimmt das „Verliner Tageblatt“ zum
Anlaß einer widerlichen Verunglimpfung des verdienten
eamten. Dieſe Tatſache an ſich würden wir unſern Leſern

t beſonders mitzuteilen für nötig halten, da die Haltung
v „B. T.“ in ſolchen Fragen ſattſam genug bekannt iſt.

n allgemeinem Intereſſe aber dürfte die Bemerkung ſein,
t das „B. T.“ zum Schluß heranhängt. Es ſagt wört-
h. „Der Bolſchewismus muß „ferngehalten“ werden, aber
rn von Jagow fernzuhalten, dürfte vielleicht auch not

9 ig ſein“. Durch die verſchiedene Darſtellung des
ttes fernhalten einmal in Anführungsſtrichen
das andere Mal ohne dieſe bringt das Blatt zum

ſisdruch, daß es die Fernhaltung des Herrn von Jagow
de ewendiger hält als des Bolſchewismus, oder mit

weren Worten, da Herr von Jagow ſich die Bekämpfung
n Volſchewismus zur vornehmſten Aufgabe geſetzt hat,
t es diejenigen beſeitigen will, die den
aaſchewiemus bekämpfen womit klar er-
ieſen iſt, daß es in Wirklichkeit den Bolſchewismis nicht

e nicht bekämpfen (ſiehe das Wort „fernhalten“), ſon
rn vielmehr deſſen Ausbreitung fördern will. Denn die

Deittſchlands bisher unterſchätzt worden ſei. Er wünſche
nur zwei Bedingungen zu machen: erſtens daß nicht für
unbeſtimmte Zeit eine große Beſatzungsarmee in Deutſch
land gehalten werden ſolle, und zweitens daß die Zinſen
in Geld, nicht dadurch abegetragen werden ſollen, daß Eng
land mit billigen Waren überſchwemmt werde. Deutſch
land habe eine Kriegsſchuld von 6 bis 7 Milliarden Pfund
Sterling, und es ſei klar, daß die Koſten der
Alliierten vor den Kriegskoſten gezahlt
werden müßten. Vom Standpunkt der Gerechtig-
keit haben wir das abſolute Recht, die ganzen Kriegskoſten
von Deutſchland zu verlangen. Wir boeabſichtigen auch, dies
zu verlangen.

Bezüglich des Kaiſers ſagte Lloyd George, es ſtehe
zweifellos feſt, daß er ein Verbrechen gegen die nationalen
Rechte begangen habe und dafür zur Verantwortung ge
zogen werden müſſe. Der Kronprinz ſei ſicher einer
der Mitſchuldigen, nach dem vorliegenden Beweis-
material vielleicht der Hauptanſtifter. Ueber die Deutſchen
in England ſagte Lloyd George, ſie würden nicht lange in
dieſem Lande ſein. Jch kann Jhnen verſichern, daß man ſie
hinausfeuern wird, daß ſie nicht wieder hineinkommen.
(Beifall.)

Jn einer anderen Rede ſagte Lloyd George: Das
Friedensprogramm der Regierung iſt ein Programm
ſtrenger Gerechtigkeit. Diejenigen, die den Krieg be
gonnen und ihn unterſtützt haben, müſſen bis zum
letzten Pfennig zahlen. (Lauter Beifall.) Wir
werden zu dieſem Zwecke ihre Taſchen unterſuchen. (Ge-
lächter.) Es hat keinen Zweck, über den Weltfrieden zu
ſprechen, wenn man Deutſchland erlaubt, in dem Augen
blick, wo der Krieg vorbei iſt, ſeine Armee von 4 bis
5 Millionen Mann von neuem aufzubauen. Dieſer Ver
ſuch muß vereitelt werden. Und wenn das mit Deutſchland
geſchieht, muß es auch hier geſchehen. Den Schutz aber,
den die Flotte gewährt, werden wir nicht aufgeben, wer
immer das auch verlangen möge.

jenigen, die ſich ihm entgegenſtellen wollen, ſollen ja aus-
geſchaltet werden. Sich ſelbſt aber wird der Bolſchewismus
doch nicht den Garaus machen ein ſolches Anſinnen kann
man wohl ſchwerlich an Liebknecht und Roſa Luxemburg
n ſie würden es mit Recht als Zumutung emp-

i

So alſo ſieht die Haltung des „B. T.“, aller dialektiſchen
Floskeln entkleidet. aus. Das „B. T.“ iſt nun aber der Be
gründer und der geiſtige Mittelpunkt der „Deutſchen dem o
kratiſchen Partei“, die von ihm in allen Landes'eilen
den Jdeengehalt bezieht. Man wird ſich daher nicht wundern
dürfen, wenn man dieſe bürgerliche Partei bei den
kommenden Wahlen zur Nationalverſammlung Arm in Arm
mit der Sozialdemokratie marſchieren ſieht.

Elſaß-Lothringens Raub beabſichtigt
Nach einer Havas Meldung berichtete der Präſident der

Kammer Deschanel in dieſer über die Reiſe der Vertreter
Frankreichs in ElſaßLothringen und erklärte unter anderm:
Wir ſtehen zu dem Volke von Elſaß-Lothringen, wie
es ebenſo vollkommen und für immer zu uns gehört,
und ſind entſchloſſen, alles zu tun, was dazu nötig iſt.

Miniſterpräſident Clemenceau, der nach ihm das Wort er
griff, ſchloß ſich Deschanels Auffaſſung an und ſchilderte eben
falls den den franzöſiſchen Vertretern durch die elſaß-loth-
ringiſche Bevölkerung bereiteten Empfang.

Nach einer Havas- Meldung traf Präſident Poincaré in
Kolmar ein, wo er von General Caſtelnau und den Staatsbe
hörden empfangen wurde und ſpäter auf dem Markte eine
Parade über die Truppen abnahm.

Das Korr.-Büro meldet: Die Voſtdirektion gibt bekannt,
daß vom 12. d. Mts. an die Briefpoſt für Elſaß-Loth
ringen über Frankreich geleitet wird.
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Das neue Wahlrecht
Von Friedrich Künzel.

Die Wahlen zur verfaſſunggebenden Nationalverſamm-
lung werden nach den Grundſätzen der Verhältnis-
wahl vor ſich gehen. Das bisher geltende abſolute Mehr
heitsſyſtem iſt damit abgetan. Nunmehr ſollen auch die
Minderheiten im Volksparlament ihre Vertreter er
halten. Das nämlich iſt der Zweck der Einführung der
Verhältniswahl, daß durch ſie das Parlament alle im
Reiche vorhandenen verſchiedenen politiſchen Richtungen
nach Stärkeverhältnis und Bedeutung möglichſt getreu
wiederſpiegelt.

Ob dieſes Ziel annähernd erreicht wird, ob es nicht
nur ein theoretiſches bleibt, wird erſt die nahe Zukunft
lehren können. Deutſchland hat in der praktiſchen Anwen-
dung der Verhältniswahl im großen noch ſo gut wie keine
Erfahrung. Erſt im erſten Jahrzehnt unſeres Jahr-
hunderts hat man das Proporzverfahren praktiſch anzu
wenden verſucht; ſo in Württemberg für Wahlen der
zweiten Kammer und in noch einigen anderen Bundes-
ſtaaten für Genteindewahlen. Die Erfahrungen aus den
Verhältniswahlen für die Gewerbegerichte ſind
ebenfalls vollkommen ungenügend, um weitgehende Schlüſſe
daran knüpfen zu können. Jm vorigen Jahr hat bekannt-
lich der Verfaſſungsausſchuß des Reichstags ebenfalls die
Verhältniswahl für beſtimmte durch beſonderes Wachstum
der Bevölkerung ausgezeichnete Bezirke verlangt und durch-
geſetzt, um ſtarken unvertretenen Minderheiten zum Wort
zu verhelfen. Das iſt der Anlauf zum Proporzſyſtem in
Deutſchland bis zur Revolution geweſen. Die Verhältnis-

wahlen für das geſamte Deutſche Reich wurden im er-
wähnten Reichstagsan uß als undisknutabel gar nicht erſt
eingebracht, um der „großen Unbekannten“ eben aus
Mangel an Erprobung nicht zum Opfer zu fallen. tzt
hat der Umſturz auch im Wahlſyſtem das deutſche Volk
diktatoriſch vor vollendete Tatſachen geſtellt, die ihre Vor-
züglichkeit noch erſt erweiſen müſſen.

Die innere Berechtigung für die Einführung der
Verhältniswahl liegt, wie geſagt, darin, daß den politiſchen
Minderheiten zum Wort verholfen werden ſoll. So
einfach wie das klingt, ſo ſchwierig aber iſt die Ausführung,
Wahltechniſch iſt die ganze Angelegenheit ein Problem,
deſſen vollkommene Löſung niemand heute ſchon verbürgen
kann. Jnsbeſondere iſt weniger das Abſtimmungsverfahren
an ſich. als die Ausrechnung der Wahlergebniſſe außer-
ordentlich verwickelt. Das Berechnungsverfahren iſt ſo um-
ſtändlich und kompliziert, daß es von der breiten Maſſe ein-
fach nicht aufgenommen werden kann und für ſie deshalb
eine Ueberprüfung der Ergebniſſe unmöglich wird. Schon
deshalb iſt der einzelne Wähler ganz auf feine Partei-
leitung angewieſen. Nun iſt für das neue Verhältniswahl-
geſetz zur verfaſſunggebenden Nationalverſammlung der
Rahmen des Liſtenſyſtems gewählt. Es müſſen in
jedem Wahlkreis 38 ſind für das ganze Reich aufgeſtellt

Wahlvorſchläge eingereicht werden, die „nicht mehr
Namen enthalten dürfen, als Abgeordnete im Wahlkreis zu
wählen ſind“ und von mindeſtens 100 wahlberechtigten
Perſonen des Kreiſes unterzeichnet“ ſein müſſen. Dieſe Be
ſtimmung iſt ausſchlaggebend für die Gebundenheit des ein-
zelnen Wählers; denn nur kraft einer feſten politiſchen
Organiſation iſt ſie, die erſte Vorbedingung zum perſön
lichen Wahlakt, überhaupt zu erfüllen. Weiterhin heißt es,
daß für die Verteilung der einem Wahlvorſchlag zugeteilten
Abgeordnetenſitze unter die einzelnen Bewerber die
Reihenfolge der Benennungen aus den Wahlvorſchlägen
maßgebend iſt, welcher Grundſatz dann noch auf etwaige
ſpätere Erſatznotwendigkeiten ausgedehnt wird. Alſo auch
hierdurch iſt der Wähler an den Willen der Partei
organiſation gebunden, die ja die Wahlvorſchläge auf-
ſtelltl. So kann ſich der Einzelne bei denkommenden Verhältniswahlen vom An
fang bis zum Schluß nur im Rahmen einer
Parteiorganiſation Geltung verſchaffen.

Hieraus ergibt ſich, daß der kommende Wahlkampf ſich
nicht mehr vorzugsweiſe zwiſchen den einzelnen Wahl-
kandidaten abſpielen wird, ſondern in der Hauptſache
zwiſchen den politiſchen Parteien. Da die verſchiedenen
Programme der einzelnen Parteien den Stoff des
Kampfes lieſern werden und die einzelnen politiſchen Per
ſonen mehr in den Hintergrund treten, ſo kann die Wahl
agitation, und das iſt unzweifelhaft ein Vorzug des neuen
Wahlverfahrens, ſachlicher und die auch ſo beliebte perſön
liche Verunglimpfung in unſeren bisherigen Wahlkämpfen
weſentlich geringer werden.

Daß aber die politiſche „Perſönlichkeit“ in Zukunft
nicht ganz ausgeſchaltet werden wird. dafür hat die heutige
Regierung doch geſorgt, indem ſie das Reich nicht als einen
einzigen großen Wahlkreis aufgeſtellt, worin der einzelne
Wahlkandidat verſchwindet, ſondern es in 38 Wahlkreiſe
eingeteilt hat, ſo daß der perſönliche Zuſammenhang
zwiſchen den Wählern und Politikern in der Agitation
immerhin auch künftig noch eine gewiſſe Rolle ſpielen
dürfte. Anderſeits freilich wird die Aufſtellung der
38 Rieſenwahlkreiſe gegenüber den früheren 400 den breiten
linksſtehenden Maſſen zu großem Vorteil gereichen: werden
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dadurch doch der Mittelſtand, die kkeinſtädtiſche
und ländliche Bevölkerung oftmals der ſozialdemokrati-
ſchen Maſſe der Großſtädte und Jnduſtriezentren über
antwortet werden.

2

Englands hHungerſperre in der Oſtſee
Die Regierung läßt durch W. T. B. folgendes ver
breiten:

Berlin, 12. Dez.
Der durch den Waffenſtillſftand den Engländern erlaubte

Eintritt in die Oſtſee, den ſie während des ganzen
Kriegs zu erzwingen nicht gewagt hvben, hatden ungeſtörten Verkehr zwiſchen deutſchen und nordiſchen
Häfen mit einem Schlage lahmgelegt. Die Engländer verhängen
über die deutſche Oſtſeeküſte die Hungerſperre und ent
ziehen Deutſchland auch die Quellen der Verſorgung, die es
während des Krieges noch hatte. Das geſchieht nach Abſchluß
eines Waffenſtillſtandes, in deſſen Artikel 26 ausdrücklich die Zu
ſage gemacht war, Deutſchland während der Dauer des Waffen
ſtillſtandes in dem als notwendig erkannten Maße durch
Lebensmittel zu verſorgen. Auch die nordiſchen Länder bleiben
nicht unberührt von der neuen engliſchen Vergewalti-
gung. So liegen zum Beiſpiel in Deutſchland mehrere Dampfer
mit Salz, Petroleum uſw. für den norwegiſchen
Heringsfang. Die Gefahr der Kaperung verhindert dieſe,
die Fahrt nach Norwegen anzutreten. Ebenſo liegen in den
zordiſchen Häfen Dampfer mit Fiſchproviant für
De er 77 der verdirbt, weil die Engländer ihre

ngerſperre auch auf die Oſtſee ausgedehnt haben.
Treffender als durch dieſe Mitteilung konnte das

Revolutjonsregime die Folgen ſeiner ſeit Jahren vor
bereiteten „ſtaatsmänniſchen“ Handlungen kaum beleuchten.

Deutſchland iſt wehrlos! Das Wort Scheidemanns:
„Wehe dem Volk, das ſeine Waffen 5 Minuten zu früh an
die Wand ſtellt“, beginnt ſich zu bewahrheiten. Die Partei
Scheidemanns aber hat zu dieſer Wehrlosmachung felbſt
beigetragen.

Freiheit der Meere in Kriegs
und Friedenszeiten

London, 12. Dezember. (Reuter.)
Der frühere Staatsſekretär des Aeußern Lord Greh hiekt

in Dewsbury eine Rede über die Freiheit der Meere, in
der er ſagte: Ueber dieſe Frage beſtehe in England ein beträcht-
Kches Vorurteil, das darauf zurückzuführen ſei, daß man ſie für
eine deutſche Frage halte. Sie ſtamme aber aus Amerika
und ſei von den Deutſchen nur für ihre eigenen Zwecke aufge
nommen worden. Was bedeutet die Freiheit der Meere in
Friedenszeiten Wo immer die britiſche Flotte in
Friedenszeiten in der Lage geweſen iſt, den Einfluß ihrer Macht
auszuüben, hat ſie dieſen Einfluß unparteiiſch für die Freiheit
der Meere und für alle Völker ohne Unterſchied ausgeübt. Die
Vereinigten Staaten haben, ſoviel ich weiß, ein Geſetz,
durch das fremden Schiffen verboten wird, Waren zwiſchen den
Vereinigten Staaten und den Philippinen zu verfrachten.

Einige andere Länder haben ähnliche Beſtimmungen. Wir
haben niemals eine derartige Beſtimmung gehabt. Wir haben
in Frieden zeiten in viel weitgehenderem Maße für die Freiheit
der Meere geſorgt, als irgend ein anderes Volk. Jch glaube,
wir ſollten für die Tatſache, daß wir die britiſche Seemacht in
Friedenszeiten niemals dazu derwandt haben, das Befahren der
Meere für uns ſelbſt leichter zu machen, ohne es gleichzeitig
auch unter denſelben Bedingungen für andere zu erleichtern,
etwas mehr Anerkennung ernten, als wir tatſächlich finden.
Bezüglich der Freiheit der Meere in Kriegszeiten möchte
ich ſagen, daß die Vereinigten Staaten, ſeit ſie in den Krieg ein
getreten ſind, mit der Durchführung der Blockade nicht mur ein
verſtanden waren, ſondern auch mit aller Kraft dabei mitgewirkt
haben. Jn den früheren Stadien des Krieges war die Blockade
nicht annähernd ſo vollſtändig, weil die Vereinigten Staaten
viele Einwände erhoben; aber in den ſpäteren Kriegsjahren
wurde die Blockade mit Hilfe der Vereinigten Staaten vollſtän
dig gemacht. Ohne dieſe Blockade wäre der Krieg
nicht gewonnen worden. e

Wann England demobiliſiert
London, 11. Dezember. (Reuter.)

Vonar Law ſagte in einer Rede, man habe die Wahlen
nicht bis zur Rückkehr der Soldaten aufſchieben können. Die
Soldaten würden früheſtens am Ende des nächſten Seſſions
jahres, alſo ungefähr im Auguſt 1919, zurück ſein.

Die engliſche Marinekommiſſion

Schir S
daß das

rin eine Nicht

Programm für Wilſons Tätigkeit
Genuf, 12. Dezember.

Havas meldet aus Paris, daß unmittelbar nach den kurzen
Empfangefeierlichkeiten in Breſt die politiſchen Beratungen
zwiſchen den Vertretern der franzöſiſchen Regierung und dem
Präſidenten Wilſon beginnen werden. Während der Fahrt
nach Paris wird der franzöſiſche Außenminiſter Pichon den
Präſidenten über die Beratungen der Londoner Konfe
reng unterrichten und im Anſchluß daran mit Wilſon und
Staatsſekretär Lanſing die ſchwebenden Fragen er
örtern.

Aus Paris wird gemeldet, daß das genaue Programm der
Friedensverhandlungen erſt nach der Ankunft Wilſons in Paris
feſtgelegt werden ſoll. Der allgemeine Friedenskongreß wird
nach Information aus diplomatiſchen Ouellen vorausſichtlich
Ende Januar in Verſailles beginnen.

Dokohama, 10. Dezember.
Die japaniſchen Delegierten für die Friedenskonfe-

en z veiſen heute noch San Francisco ab.

Poſen, 12. Dezember.
Jn. Poſen wehen deutſche Fahnen in dem unüberſeh-

baren Zuge, der unter den Klängen der Armeemärſche unſeres
Heeres die Straßen durchflutet, alle Fahnen ſchwarz
weißerot, voran die Soldaten, aus deren Reihen der Ge
danke des Umzuges ſtammt. Einer von ihnen begrüßt auf der
Terraſſe des Zoologiſchen Gartens, von Tauſenden und Aber-
tauſenden umringt, die Vertreter der deutſchen Volksräte der
Provinz Poſen. Jm großen Saale des Zoologiſchen Gartens
fanden ſich weit über 1000 deutſche Männer und Frauen zu
ſammen, und etwa 250 Vertreter der Volksräte der Provinz
Poſen. Nach der Eröffnung der Verſammlung ſprach Profeſſor
Herrmann über die Not wendigkeit und die Ziele der
deutſchen Volksräte, gegen das Vorgehen der Polen,
insbeſondere beim Ausbruche der Revolution, gegen die lange
Reihe von Uebergriffen, die in den bekannten Beſchlüſſen des
Teilgebietslandtages ihren Höhepunkt fanden. Gegen den
Wortlaut und Sinn des Paragraphen 13 der Wilſonſchen Frie
densbotſchaft vom 15. Januar 1918 vergewaltigende
Vorgehen der Polen wurde in einer Entſchließung, die
auch in den vier am Abend einberufenen Volksverſammlungen
angenommen wurde, ſchärfſte Verwahrung eingelegt. Der Zu
ſammenſchluß aller deutſchen Stämme vhne
Unterſchied des Stammes, des Geſchlechts, der Parteien und des
Bekennutniſſes iſt die Forderung der Stunde. An alle Volks
beauftragten, die preußiſche Regierung, die Waffenſtillſtands-
kommiſſion und an Wilſon wurden Proteſte abgeſandt gegen
den Verſuch, den Entſcheidungen der Friedenskonferenz vorzu
greifen und einen Staat im Staate zu ſchaffen. Nach den ein
leitenden Worten des Dr. Broſe wurde der Provinzial
Volksrat gegründet. Allen Vorträgen folgte eine lebhafte
Beſprechung. Am Abend fanden in den vier größten Sälen
Poſens Volksverſammlungen ſtatt, die einen ungeheuren Zu
lauf hatten.

Regierung und polniſche Uebergriffe
Jetzt endlich, nachdem die von der polniſchen Gewalk-

herrſchaft in unſeren Oſtprovinzen, auf preufziſchdeutſchem
Boden bedrängten und bedrohten Deutſchen in zahlreichen
Proteſtverſammlungen die eingreifende Hilfe der Regierung
gefordert haben, rührt man ſich in Berlin. Die Genoſſen
Hirſch, Ströbel uſw., die im Augenblick als preußiſche Re
gierung firmieren, beſchäftigen ſich in einem Erlaß mit den
„in verſchiedenen Gegenden des preußiſchen Staates ge
machten Verſuchen, Teile von Preußen loszutrennen, oder
in Preußen eigenmächtig obrigkeitliche Befugniſſe auszu-
üben“. Sie haben alſo jetzt amtlich Kenntnis von dieſen
Umtrieben und auch, was ſie bisher nicht einzuſehen
ſchienen, davon, „daß ſolche Beſtrebungen das
Gemeinwohl gefährden“. Und da dies insbeſon
dere, wie der Erlaß hervorhebt, „auch für diejenigen ge-
miſchtſprachigen Landesteile Preußens gilt, über deren
ſtaatliche Zugehörigkeit erſt durch den Friedensvertrag Be
ſtimmung getroffen werden wird“, ſo kann ja kein Zweifel
ſein, daß die Regierungsmänner die Wühlereien der Dänen
und vor allem die Uebergriffe der Polen auf deutſchem
Reichsboden meinen. Und es wäre recht erfreulich, daß
man im Kreiſe der Herren Hirſch, Ströbel und Genoſſen
allmählich zu der Einſicht der Gemeingefährlichkeit dieſer
gewalttätigen Agitation gegen den preußiſchen Staat und
das Deutſchtum hindurchgedrungen iſt, wenn es mit dem
Veröffentlichen eines Erlaſſes getan wäre. Damit wird
aber nichts geſchafft, und das um ſo weniger, da die Re
r r keinerlei Maßnahmen zur Beſſerung
er unerhörten und erträglichen, für Preußen und Deutſch

land geradezu ſchmachvollen Zuſtände auch nur in Ausſicht
ſtellt. Vielmehr iſt der Erlaß ſo ſchwächlich wie nur
möglich. Er begnügt ſich damit, „darauf hinzuweiſen“,
daß die gekennzeichneten Losreißungsbeſtrebungen „mit
allen zu Gebote ſtehenden Mitteln bekämpft werden müſſen.
Wer das tun oder mit welchen Mitteln es geſchehen ſoll,
wird jedoch mit keinem Worte geſagt. Es werden nur
ſämtliche preußiſche Behörden angewieſen, „ſich nach dieſen
Vorſchriften unweigerlich zu richten man ſucht aber ver
gebens in dem Erlaß nach den Vorſchriften ſelbſt. Und
weiter heißt es wohl, „allen dem zuwiderlaufenden Ein
griffen iſt unnachſichtlich entgegenzutreten“; wie aber die
Behörden, die doch wohl gemeint ſind, das machen ſollen,
wird mit keiner Silbe angedeutet. Macht mittel gegen-
über den bewaffneten polniſchen Banden oder Soldaten
räten, wie ſie ſich auch nennen, beſitzen die preußiſchen Be
hörden ja nicht. Man hat ihnen den militäriſchen
Schutz geradezu entzogen, indem ſogar die Bil-
dung eines Freiwilligenheeres unterbunden worden iſt,
weil die polniſchen Soldatenräte es als „reaktionär“ ver-
ſchricen. Die waffenloſen Deutſchen ſind damit der vol-
niſchen Willkür preisgegeben; und die Behörden
können beim beſten Willen dem Erlaß der Regierung keinen
Nachdruck verleihen. Vielfach ſind die Behörden ja auch von
den Polen kurzerhand „abgeſetzt“), gewaltſam vertrieben
oder durch Kontrollausſchüſſe kaltgeſtellt worden. Und
wenn ſchließlich der Regierungserlaß der Hirſch und Ge
noſſen ſagt: „auch erwarten wir in jedem einzelnen Falle
ſofortige telegraphiſche Anzeige“, ſo wird man in den Oſt
marken dazu bemerken, daß man es an Anzeigen, draht-
lichen, ſoweit ſolche von den auf den Telegraphen-
ämtern ſchaltenden Polen zur Beförderung zu
gelaſſen wurden, und ſchriftlichen auch bisher nicht hat
fehlen laſſen. Sie haben nur nicht das mindeſte genützt,
hat man doch in Berlin, in der Reichsregierung wie in der
preußiſchen Regierung die Lage durchaus nur durch die
polniſche Brille geſehen, weil die Polen ihre Beſtrebungen
hinter dem Schleier der Arbeiter- und Soldatenräte ver-
bergen und ſich ſtets höchſt loyal geberden. Ja, gerade die
Erkenninis, daß alle deutſchen Beſchwerden in Berlin er
folglos waren, hat die Polen immer ſihermütiger gemacht.
Ganz offen nennen ſie jetzt ſchon die Namen der Reichs
tagsab geordneten Sepda und Tramczvynski und des
Landtagsab geordneten Kulerski als Mitglieder des
Warſchauer Miniſteriums. Und der Erlaß der
Hirſch, Ströbel und Genoſſen wird auf ſie gewiß keinen ab-
ſchreckenden Eindruck machen. Denn er iſt lediglich ein Be
weis der völligen Raftloſigkeit unſerer höchſten Bebörden

gegenüber der Lage, in die ſie und ihre ſozialiſtiſchen

Gegen die Serſtückelung Preußens

Parteigenoſſen Preußen und Deutſchland racht habenGerade dieſer Erlaß wird für alle Zeiten fe Zeugnie

dafür bilden. wie gänzlich unfähig die heutigen Re.
gierungsleute find, das nach ihrer eigenen Erklärung ge
fährdete Gemeinwohl zu wahren.

Poloniſierung der Schulen im Oſten
Jn der Preſſe iſt bereits kurz über die Beſchlüſſe des in

Poſen zuſammengetretenen Teilgebiets Land
tages über ſofortigen Beginn der Poloniſierung des
Schulweſens berichtet worden. Aus dem Wortlaut der Be
ſchlüſſe iſt z erſehen, daß die Polen in ihrer durch das
ſchlaffe Geſchehenlaſſen aller amtlichen Stellen genährten
Begehrlichkeit ſoweit gehen, nicht bloß die Einfüh rung
des polniſchen, ſondern auch die ſchrittweiſe Ah
ſchaffung des deutſchen Unterrichts zu for.
dern. Nach der Nr. 281 des „Kurjer Poznanski“ vom
7. Dezember 1918 wurde u. a. die nachſtehende Ent.
ſchließung gefaßt:

„Der polniſche Teilgebiets- Landtag fordert baldigfte
Wiedergutmachung der ſchreienden Ungerechtigkeit, die eine
lange Reihe von J. hren hindurch den polniſchen Kindern in
Schleſien, im Großherzogtum Poſen, in Weſt und Oſt
preußen dadurch widerfuhr, daß der Unterricht in der Schule
nicht in der Mutterſprache ſtattfand. Der Landtag
proteſtiert gegen den weiteren Misßbrauqh
der Schule zu Germaniſierungszwecken. Der
Landtag verlangt bringend, daß bei der Poloniſterung dez
Schulweſens das Niveaun der Ausbildung und Erziehung der
Jugend nicht herabgeſetzt werde. Daher wird auch in den
Schulen namentlich in den höheren der deutſqhe
Unterricht in manchen Gegenſtänden nur vorüber,
gehend geduldet, bis der empfindliche Mangel an ge,
eigneten Lehrkräften beſeitigt ſein wird.

Die Anſprüche der Polen ſteigern ſich unausgeſetzt mit
den Erfolgen, die ſie dank der in Deutſchland herrſchenden
Verwirrung und Auflöſung mühelos erringen. Der eigent
liche Zweck des Teilgebiets-Landtages war, wie ſich jetzt
herausſtellt, gar nicht die Sammlung der preußiſchen
Polen, ſondern die Veranſtaltung einer Generalprobe
für die Wahlen zur all polniſchen National-
verſammlung in Warſchau. Sind wir ſchon ſo
entkräftet und erniedrigt, um ſolche Wahlen auf unſerem
Boden zu dulden?

Eine polniſche Marine
Der „Kurjer Poznanski“ berichtet in ſeiner Nummer

vom 8. Dezember:

Die Schaffung einer polniſchen Marine iſt von Fü,
ſudski durch Dekret angeordnet und Bogumil Novotny zun
Chef der Marineſektion beim Kriegsminiſterium er
nannt worden.

e

Gegen däniſche Gelüſte
Kopenhagen, 18. Dezember.

ait „Politiken“ ſchreibt in einem ArkſDos
„Nordſchleswig“ ü
die von gewiſſen Kreiſen Dänwemarks
Löſung der nordſchleswigſchen Frage erhoben werden,

wofie anderem:
eswig

in
das Intereſſe für Nordd.Zu dem Zeitparnkt, t
von übertriebenen Wün-

ng der

hincus

viel
Verſtändn

der nordſchleswigſchen Bevölkerurg
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HSranzöſiſche Gewaltherrſchaft
Aus zuverläſſiger Quelle erfährt W. T. B. Etwo 1000

junge Männer, Söhne von alt deutſchen Eltern, ſind aus
Straßburg zur Zwangsarbeit nach Belgien abgeführt
worden.

abprallen.

—òjggrt

Revolutionäre Stimmung in Jtalien
Lugano, 12. Dezember.

Unter den italieniſchen Eiſenbahnern macht ſich eine
Lohnbewegung geltend, die einen großen Umfang annimmt und
bereits auf die Poſt- und Tele graphenbeamten
übergreift. Die Eiſenbahner und die Verkehrsbeamten fordern
eine den gegenwärtigen Lebensverhältniſſen angemeſſene Lohn
erhöhung und Verkürzung der Arbeitszeit. Jn den letzten
Tagen haben bereits Verhandlungen zwiſchen den Vertretern
der Arbeiterorganiſationen und dem Eiſenbahnminiſter ſtattge-
funden, die bisher jedoch ohne Ergebnis geblieben ſind. Die
unzufriedenen Arbeiter treiben paſſive Reſiſtenz, die
erhebliche Verkehrsſchwierigkeiten zur Folge hat. Jn politiſchen
Kreiſen Roms wird befürchtet, daß die Lohnbewegung nur der
ſichtbare Ausdruck der Unzufriedenheit iſt, die in Wirklichkeit
ihre Urſache in der revolutionären Stimmung der
Arbeiterſchaft hat.

Bildung eines zariſtiſchen Kabinetts
Stockholm, 12. Des

Der frühere ruſſiſche Miniſterpräſident Trepow iſt mit der
Bildung einer neuen ruſſiſchen Regieru zu Händen des
zariſtiſchen Regime beſchäftigt. Die Bildung des Kabi
netts erfolgt im Ein verſtändnis mit der Entente
Die Mitglieder der neuen Regierung ſollen ſich in Finnlan
verſammeln und nach dem Sturz der Bolſchewiſten ſofort nach
Petersburg reiſen und die Leitung übernehmen.

Der Herzog von Connaught in Bonn
Berlin, 12. Dez.

Jn Bonn ſoll demnächſt, wie verlautet, der Herzog von
Connaught, ein Onkel des Königs von England,
eintreffen. Jetzt ſind dort kanadiſche Patrouillen eingerüdt.
Jn Kobleng wird vorausſichtlich vom 15. Dezember ab en
amerikaniſches Armeekorps ſein Hauptquartier einrichten. Ein
amerikaniſches Bataillon hat den Sicherheitsdtenſt übernommen
und die deutſche Bürgerwehr aufgelöſt. In Godesbecg iſt ein
engliſches Huſarenregiment eingetroffen.



Stimmungsmache im vollzugsrat
Der Vollzugsrat gegen die

„Volksbeauftragten“,
Berlin, 12. Dezember. (Amktlich.)

Der Vollzugsvrat trat heute nachmittag 4 Uhr zu einer
zuſammen. Bei Beginn einigte ſich der Vollzugsrat,

W

gnis e wichtigſten Beſchlüſſe drucken zu laſſen und der Dele
en Re- 4 rten Verſammlung vorzulegen.
ng ge- 4 Ein MaſſenFlugblatt, das ſich gegen die Hetzarbeit

e bürgerlichen (2) Preſſe wendet, beſonders aber gegen die
lanmäßige Behauptung, die Entente wolle die A. und S.Räteſten icht anerkennen, wird genehmigt.

d t n längerer Debatte beſchäftigte ſich der Vollzugsrat mit
d gang her Kritik, die in der letzten Soldatenrats Verſammlung an
ag de en geübt worden iſt, ſowie mit dem Veſchluß, daß zwei ſolda
der e ghe Mitglieder des Vollzugsrates ausſcheiden und durch neu
rch das gwählte Erſatzleute erſetzt werden. Der Vollzugsrat geſteh
nährten Soldatenräten prinzipiell das Recht zu, über die ſoldatiſchen
rung gitglieder des Vollzugsrates zu entſcheiden und behält den Ge
ſe Ab zoſen Bergmann als Beauftragten des Vollzugsrates.
zu for Der Vorſitzende verlieſt ein längeres Schreiben der Regie

vom worin dem Vollzugsrat das Kontrolkrecht
e Ent aber die Reichsämter ſtreitig gemacht wird. Jn
baldigſt her Debatte betont ein Redner, daß die Kontrolle nicht von Bei
die 1 eaneten der beiden ſozialdemokratiſchen Parteien auszu
dern ne ten ſei. Die Beſetzung der Aemter mit Beigeordneten müſſe
nd dw er durchweg durchgeführt werden. Die Tätigkeit der Bei
r it en müſſe auch ſtreng in dem urſprünglich gedachten
er. Eine erfolgen. Dieſs Männer dürften nicht als Unterſtaats
z kag äre fungieren, ſondern als revolutionäre Kon
aus Pollinſtanzen. Der Redner erklärt indeſſen entſchieden

n. Der peß die Regierung unter keinen Umſtänden dem Vollzugsvat das
uns de Weht der Kontrolle abſprechen kann.

de Die Vertreter der Marine ſtellen feſt, daß ſie das Reichs
e n den nwineamt nicht kontrollieven, ſondern die geſamte Geſchäfts
a emg in Händen haben. Demgegenüber wird von nehreren

m er. hrern bemerkt, daß die Marine von Anfang an unter be
au ge jeder günſtigen Bedingungen gearbeitet habe, in allen Reichs

intern ſei der Grundſatz der Marine noch nicht durchführbar.
W mit de endgiltige Erledigung dieſer Frage wird dam Reichs ausſchuß

ſich jeſt

ußiſchen Truppeneinzug in Berlin
Probe Berlin, 12. Degentber.Neue rückte die 4. Garde Infanterie Diviſion unter General
ſchon ſo mat Graf Finck von Finckenſtein von ver Frankfurter Vorſtadt

erew her ein. Zur üßung hatten ſich auf dem Pariſer Platz ein
ſunden: Volksbeauftwragter Scheidemann KommandantFeſo, Kriegsminiſter von Sche üch und Generalleutnant

Jequis. Nach einem Trompetenſignal hielt Scheidemann eine
ünſprache, in der er u. a. ſagte:

mer 22 da feſtliche Ton durch das Jhr eingieht, trägt die Jnſchrift:
gride und Freiheit. Beides wollten wir Euch als Ghrengabe

von Fil ſeſheren, wenn Jhr aus dem Felde heimkehren würdet. Nun
tny zum d Ihr heimgekehrt und noch haben wir keinen Fri Frie
ium er en konntet Jhr mit all' Eurem Heldenmut gegen die Uebermacht

einer Velt nicht erkämpfen. Jetzt müßt Jhr ihn in der Heimat
n verſchaffen helfen. Friede und Freiheit können nur Hand
in dand kommen, und Jhr, das Gru müßt beiden den Weg

im 9. November hat das Volk, haben Arbeiter und Soldaten
z. Sache der Freiheit zum Siege verholfen. Am 16. Dezembere Arbeiter und Soldatenrate des ganzen Reiches zu

ſannen, um den Tag der Näationalberſammlung zu beſtimmen.u werdet mitzubeſtimmen haben, wann der wichtigſte Tag für

kuer Vaterland feſtgelegt wird. Mit ehernen Lettern habt Jh

r r Wiehe I rNun benſo unvergängl uwe er riedens ine Eures Volkes ein. Die Nationalverſammlung muß das

Vort wahr machen. Deutſchland hat ewigen Beſtand, es iſt ein

e t ren Dir a von Nun e eeine tätte für j Fleiß, eine er jedes
Kriegs und Friedensverdienſt, die Verwirklichung des großen
e des der Freiheit und der Gleichheit und der Brüderlich-

r r Hoch ſpielte die Muſtk „Deutſchland, Deutſchland

Dann ſprach Kriegsminiſter von Scheüch, der u. a. ſagte
„Kameraden der 4. Garde-Jnfanterie-Diviſion! Gin Gruß
kuh aus treuem S tendergen auf heimiſchem Voden. Viele,
die in den Reihen dieſer ſtolzen Truppe hochgemut und
lanpffreudig hinauszogen, ſehen die Heimat nicht wieder. Jhreendiſche Treue haben ſie mit dem Tode l
helm ab! Jhnen zum ehrenden, dankenden, demutsvollen Gruß!
die Truppen nehmen den Helm ab, alle anderen Verſammelten
entblößen ebenſo das Haupt. Jn die feierliche Stille hinein er
Fngt, von der Militärkapelle geſpielt, das Volkslied „Jch habt
inen Kameraden“.) Redner fuhr fort: Euch allen, Kameraden,

warmen, jnnigen Dank für das, was Jhr der Heimat geleiſtet
erſt im Weſten im fiegreichen Sturm

t unſeren Grenzen weit in feindliches Land hinein
kagen. Jhr nahmt die n Namur. Dann ging es nach dem
Oßen, und in dem ften Duvchbruch von Brzezan h

ufen die Truppen der z 4. Garde Infanterie Diviſion
ine Kriegstat, die in der Geſchichte ſtets als eine der glängendſten
r werden wird. Ein Jahr kang folgte Sieg auf Sieg der

iſton im ruſſiſchen Kri iet, und dann ging es wieder

a ahen wir uns beim

mierie der Diviſion wiederum ein Jahr

en. Werdet daheim gute Bürger, ſichere Stützen der Männer,e die Virde der Reicheg ä en haben, und
tie dem Lande Ruhe und Ordnung

die Jhr
ſein,Heimatt lenken ſo wie wir ihn jetzt erhobenen Hauptes

ngen.“

andenburger Tor hinaus.

Der Stinnes- und Thyſſen-Skandal
S Verhaftung der rheiniſchen Großinduſtriellen bringt
B. Z. a. M. Darſtellungen von Fritz Thyſſen undStinnes Fritz Thyſſen erzählt unter anderm: Erſt im

Moabiter Unterſuchungsgefängnis, wo ſie vom Poli-eivräſiten-
n Eichhorn vernommen wurden, erfuhren die Verhafteren,

zen ſie beſchuldigt wurden. Sie boten ſofort den Beweis dafür

an, daß ſie en dem fraglichen Tage gar micht in Lorrmunv
eweſen ſein könnten, daß Auguſt Thyſſen ſenior ſogar am
zahnhof in Mülheim feſtgenommen wurde, als er gerade von

einer mehrtägigen Reiſe zurückkam. Die angebotenen Zeugen,
ünter denen ſich auch der Oberbürgermeiſter von
Mülheim befand, wurden aber vom Poligeipräſidenten ab
gelehnt und nicht befragt.

Wie E. Stinnes unter anderm mitteilte, war er erſt am
Tage ſeiner Verhaftung als Leutnant aus dem S
zurückgekehrt. Er wurde zu ſeiner großen Ueberraſchung
aus ſeinem Arbeitszimmer geholt, da Beauftragte des A. und
S.-Rates ihn zu ſprechen wünſchten. Dieſe erklärten ihn ſofort
für verhaftet und führten ihn ohne Federleſen in das Mül-
heimer Gefängnis ab. Jn Mülheim ſeien weder Schrift-
ſtücke noch ſonſt irgendwelche Urkunden beſchlagnahmt worden.
Es lag offenbar eine Verwechſelung mit einer Verſammlung bon
Zementintereſſenten bor, die am 4. Dezember in Dortmund
ſtattgefunden hatte. Die Herren haben dem Soldatenrat ſowohl
die Präſenzliſte wie das Protokoll zu den Verhandlungen zur
Verfügung geſtellt. Daraus hat ſich ergeben, daß keiner der Ver
hafteten in Dortmund geweſen iſt.

Truppen für vorzeitige Tagung
der Nationalverſammlung

Berlin, 12. Dezember.
Jn der heute hier tagenden Verſammlung der Delegierten

der geſamten Nachrichtentruppen Deutſchlands iſt folgende Ent
ſchließung angenommen worden:

„Die vom 10. bis 12. Dezember 1918 in Berlin verſammel-
ten Delegierten der Nachrichtentruppen ganz Deutſchlands ſtehen
in Uebereinſtimmung mit etwa 150 000 Kameraden feſt hin
ter der jetzigen Regierung und bekämpfen mit Ent
ſchiedenheit die Umtriebe aller Parteien, die Aufruhr und Un
ordnung herbeiführen wollen. Sie begrüßen den Entſchluß der
Regierung, die Nationalverſammlung einzuberufen, ſind jedoch
der Anſicht, daß eine frühere Einberufung als zum
16. Februar ſehr wohl möglich und für die gedeihliche
Fortentwickelung der ſozialiſtiſchen Republik unbedingt er
forderlich iſt.h

Reichstagspräſident Fehrenbach iſt geſtern in Berlin
eingetroffen. Wie er einem Vertreter des „Lok.-Ang.“

endwelchengegenüber äußerte, beabſichtigt er nicht, zu irg
Verhandlungen mit der Regierung die Jnitiative zu er-
greifen. Er glaubt erſt abwarten zu wollen, wie die Re
gierung ſich weiterhin verhalten wird, zumal er der
Meinung iſt, daß in der Frage der Einberufung des
Reichstages ohnehin ſchon in den nächſten
Tagen die Entſcheidung fallen wird.

Nach der „Deutſchen Tageszeitung“ veröffentlichen der
Soldatenrat der 17. Armee und der Vertrauensrat des
Armeeoberkommandos III Aufrufe, in denen eine Einbe-
rufung des Reichstages mit Nachdruck gefordert wird.

Die „Freiheit“, das Organ der Unabhängigen in
Berlin, ſagt: Die Quelle der Meldung des „B. T.“ über
die Einberufung des Reichstages ſei bei den bürgerlichen
Parteien zu ſuchen. Die Rechtsſogialiſten müßten einſehen,
woher Gefahr droht. Die Einheit der bürgerlichen gegen-
revolutionären Front trete zutage. Der Plan wäre klar:
entweder hofft man nach Einberufung des Reichstages die
Revolution abwürgen zu können, oder der Plan mißlingt,
und man hat dann der Entente Vorwand zum Einmarſch
geſchaffen.

Ein ganz roter Soldatenrat!
t S Allenſtein, 12. Dez.Der Vollzugsausſchuß der A. und S. Räte des XX. AK.

hat heute folgende Depeſche an die Reichs leitung Eberi-
Hoaſ und an die Reichskonferenz der A und S.Räte
zu Händen Müller-Molkenbur gerichtet:

Proteſt gegen die Einberufung des Reichs
kages. Die A. und S.-Räte des XX. A.-K. ſtehen auf dem
Standpunkt, daß die Nationalverſammlung möglichſt bald ein
berufen werden muß und daß bis zur Ein und Durchführung
geordneter ſozialiſtiſch-republikaniſcher Verfafſuagszuſtände die
Regierung ſich vorläufig auf die Organtſation der J. und S
Räte ſtützen muß. Die A. und S,-Räte proteſtieren aber auf
das Schärfſte gegen die SFinberufung des alten Reichotagces,
deſſen Mitglieder mit wenigen Ausnahmen vor den Sitaagts-
gerichts hof gehören.

Enteignung des Kronbeſitzes
Berlin, 12. Dezember.

Der zum Preußiſchen Kron und W rögen gehörige land und forſtwirt ichet iſt der Aufſicht des Miniſteriums für Landwirtſchaft,
Domänen und Forſten unterſtellt worden und gemießt denſelben
Schutz wie die ſtaatlichen Güter der Domä und 7
walsung. Die Zuftändigkeit der örtlichen Gubs und
waltungen wird hierdurch nicht berührt. Die örtlichen A. und

r e ſich rin di rwaltung u irtſchafisbetrieb betreffenden
Grundſitze zu enthalten.

Das Finanz miniſterium. Dr. Südekum. Simon. Das
Sgerit n für 2 chaft, Domänen und Forſten. Braun

Die ſächſiſche Regierung gegen eine
Früherlegung zur Nationalverſammlung

Dresden, 12. Dez.
Wegen der angeregten Vorverlegung des Wahltermins

für die Nationagalverſummlung hat das ſächſiſche
Miniſterium des Jnnern ein Schreiben nach Berlin gerichtet,
in dem das Miniſterium ernſte Bedenken gegen eine
Früherlegung des Termins für die Wahlen zur National-
verſammlung vor dem 16. Februar erhebt. Nach den bisherigen
militäriſchen Mitteilungen dürfte die Demobiliſakion vor
Mitte Januar noch nicht beendet ſein, ſo doß die Aufſtellung
auch nur einigermaßen zuverläſſiger Wählerliſten bis Ende
dieſes Jahres unmöglich iſt. Das Miniſterium hält es aber
für dringend geboten, daß die Wahlen zur Nationalverſammlung
ſe ordnungsmäßig und zuverläſſig wie möglich vorgenommen
werden ſollen, weil ſonſt die Gefahr des Ausſchläſſes großer
Wählermaſſen von der Wahl beſteht und damit die Gültigkei:
der Wahl und die Zuſammenſetzung der Nationalverſammlung
ang. zweiſelt werden kann.

Forſtver

Reichstagspräfident Fehrenbach in Berlin

Provinz Sachſen
Die Thüringer Einheitskirche

Di Thüringer Landeskirchen r e ſynodeie neun Thüri i riefen eine Landesſh
zum 10. Dezember nach Jena ins Leben, die einen Vorſtand
wählte, der die beamtete Vertretung des evangeliſchen Kirchen
volkes aufzutreten bevechtigt iſt. J u zunächſt ob, eine
Kirchgemeindevertretung auf breiteſter Grundlage, in
der das Recht der chriſtlichen Frau voll zur Geltung kommt,und eine volkstümliche Kirgenverfaſſeng für gan z
Thüringen aufzuſtellen, über die Erhaltung des Kirchen
gutes und der Rechte der bisherigen Landeskirchen zu wachen.
So wächſt aus den Trümmern der toten Staatskirchen eine um
faſſende Volkskirche empor, welche die veligiöſen Kräfte des Thü-
ringer mes zu neuem Leben erwecken und zu neuer Ent
faltkung bringen will.

d

d Ar und SeRäte und Hansſuchungen
Der Polizeiverwaltung Zeitz ging auf Anfrage vom Staats

miniſterium des Jnnern ein Telegramm zu mit folgendem
Wortlaut: Auf Anordnung des Vollzugsrates haben ſich die
A.- und S.-Räte jeden direkten Eingriffs in dieVerwaltung zu enthalten. Für die Zuläſſigkeit von Ha u s
ſuchungen ſind ausſchließlich die S 102 ff. der Strafprozeß-
ordnung woßgebend. Hausſuchungen durch A.- und S.-Räte
ſind hie ach unzuläſſig.
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Eine Rieſenſchiebung?
Nach einer Mitteilung in der nichtöffentlichen Sitzung des

A. und S.-Rates in Eisleben wurde ein Eiſenbahn voll
Waren aller Art auf dem Bahnhofe Mansfeld beſchlagnahmt. Gs

llen nach den Mitteilungen noch etwa zwan zig derartige
unterwegs ſein, die ab Station Leinefelde vom dortigen

Hil iantamt verſchickt werden zum Schaden der Militärver
waltung hat etwa eine Viertel Mkllion Mark
Wert. Nach einer anderen Meldung ſoll es ſich um unverwend
bare Marketenderwavren handeln. Es ſind darunter: Käſe,
Büchſenfleiſch, gutes Waſchpulver, Lichte, Sei-
fen, Zigarren, Kautabak, Zigavetten, Schnürſenkel und viele
andere nützliche Sachen

pk. Sangerhauſen, 12. Dez. Unſer Landrat) vonDoetinchen de Rande iſt in der Klinik zu Halle ſeinem ſchon ſeit
Monaten am ſeiner Geſundheit t Leiden erlegen. Jm
noch nicht vollendeten 58. Lebensjahre, bis vor kurzem noch in
voller Manneskraft ſtehend, mußte auch er noch ein Opfer dieſes
unglückſeligen Krieges werden. Die Krankheit, die er ſich durch
e

n nundem Tode nicht mehr genügend Widerſtand bieten.
Aus dem Elſtertale, 12. Dez. (Sagatenſtand.zu de rrübenernte) Die jetzt offene und dabei fruchtbare

Witterung hat einen günſtigen Einfluß auf unſern Saatenſtand
ausgeüht. Auch der erſt ſpät ausgeſtreute Samen iſt nun auf
gegangen und die Pfl n der frühzeitigeren Saatfelder haben
ſich kräftig entwickelt und hinrei beſtockt, ſo daß ſie wider
ſtandsfähig in den Winter kommen. Der Stand der Saaten iſt
ein vollkommener und vegelmäßiger; dieſelben haben ein kräf
tiges Ausſehen und befriedigen durchweg; erfreulicherweiſe
haben ſie auch durch Mäuſefraß nicht zu leiden und iſt ſolcher
auch nicht zu befürchten Die Zuckerrübenernte iſt hier unter
den gegenwärtigen Verhältniſſen nur langſam vorwärts ge
ſchritten, hat aber mit wenigen Unterbrechungen ſtets fortgeſetzt
werden können, jedoch nur wenige Arbeitskräfte ſind vertreten,
da verſchiedene polniſche Arbeiter die Heimreiſe ſchon angetreten
haben und die Gefangenen gar keine Arbeitsluſt mehr verſpüren.
In einzelnen Wirtſchaften ſind noch bis annähernd 50 Morgen
zu roden.

Magdeburg, 12. (Großfener.) Geſternmitten künseten das i Ranhee den Herd eines

Brandes an. Es die Abteilung Griesfabrik der
Miühlenwer Nudel- und uſeur- Fabrik A.G. inburger

a Das Waſſer aus
ein Retten irgendwwelcher

ährend ſtürzten die brennenden Balken
Vo t war mit gewaltigem Krachen zuſammengebrochen
und auf die Straße geſtürzt, wo ſie einen wüſten Trümmerhaufen
bildete. Da das Hauptgebäude werden mußte, ſoaufgegeben
vichtete di ihr Augenmerk auf den dicht danebennden, durch eine e mee n

ehl- und Kleieſpeicher. Dieſen es zu erhalten
Die in dem Hauptgebäude vorhandenen wenig umfang-
reichen Vorräte wurden ein Raub der Daswer h e e e r e en
ſtattgefundenen Unruhen Glück gehabt.
anderen Militärſträflingen befreit, konnte aber nach Feſtſtellung
dieſes unerhörten Mißgriffes einige Tage ſpäter in der Ge
gend Dresdens wieder feſtgenommen werden. Bemerkenswert
iſt, daß auch die unter dem dringenden Verdacht der Beihilfe
inhaftiert eſene Haushälterin mittlerweile aus der Unter
ſuchungshaft entlaſſen worden iſt.

Langenſalza, 12. Dez. (Ein bedauerlicher Vor-
falh) ereignete ſich am Sonntag nachmittag auf der Tonnager
Landſtraße. Es wurde ein mit einem Hauptmann beſetztes
Auto von einem Wachtpoſten nach vergeblichem Anruf zum An
halten ſcharf beſchoſſen und hierdurch Jnſaſſe und Chauffeur
ſofort getötet. Das auf der Durchreiſe begriffene Auto ſoll
einem Offizier aus Leipzig gehören

pk. Neuftadt (Herzogt. Koburg), t1. Dez. (Sin rafff
nierter Diebſtahh) wurde im Hauſe des Mauvermeiſters
Boſecker ausgeführt. Der Dieb hat den Eingang iws Kontor er
langt und den dort ſtehenden, ordnungsmäßig mit drei Schlüſſeln
verſchloſſenen Geldſchrank durch zugepaßtbe Schlüſſel geöffnet und
an barem Geſde über 10 000 Mark geſtohlen. Kriegsanleibe-
paviere und Sparkaſſenbücher blieben unberührt. Frau Wſecker
n r Belohnung von 1000 Mark auf die GErmittelung des

äters

„H. 5.“Sportberichte
Fußballſport. Am kommenden Sonntag wird Ballſpiek-

verein Hobenzollern Merſeburg ſeine drei neuen Mannſchaften
ins Feld ſtellen. Die erſte Mannſchaft wird auf dem Nulandt-
platz Sonntag nachmittag gegen die erſte Elf Ammendorf vom
Be 1910“ antreten, die zweite und dritte gegen Halleſche

ereine.
Carl Diem, zuletzt Leutnant bei einer Infanterie

Brigade, iſt aus dem Felde zurückgekehrt und hat, wie der Vor
ſtand des Deutſchen Reichsausſhuſſes für Leibes bungen be-
kannt gibt, die Führung der Geſchäfte in vollem Umfange
übernommen.

Der Dentſche Motorjocht- Verband wähle in ſeiner letzten
Hauptverſammlung ſeinen Vorſitzenden Geßeimrat Busley wie
der, Stellvertreter wurde General von Arnim. Nach dem
Jahresbericht bat der Verband 8000 Witalieder mit 400 Fahr
zengen. Der Sportbetrieb ruht gänzlich infolge Mangels an
Betriebsſtoff.



Halle und Amgebung
Halle, 13 Dezember

Die Schwierigkeiten der Eiſenbahn
Durch die Abbeförderung der Fronttruppen ſind im Eiſen

bahnverkehr außer in der Perſonenbeförderung auch in derGüterbeförderung die et alte n W rart
kungen erforderlich orden. Um die Truppen abbefördern
zu können, mußten ſoviel Lokomotiven und Wagen nach dem
Weſten des Reichs abgegeben werden, daß nur noch eine gang
We Zahl von Güter- und Perſonenzügen verkehrt. Infolgeieſes Umſtandes und der bekannten acken Waffenſtillſtands-

bedingungen, die uns zwingen, einen großen Teil unſerer Be
förderungämittel den Feinden auszulicfern, nehmen die Eiſen
bahnen augenblicklich nur Lebensmittel und Kohlen
r n u Plende e egirr r nur beim Voriegen eine eſonderen Notſtandes für die Allgemeinheit befördert werden. in ne

Die Verkehrstreibenden ſind unter dieſen Umſtänden
gezwungen, Vorkehrungen zu treffen, die ihnen ein Weiterarbei-
ten allenfalls in beſchränktem Umfang unter Verzicht auf
Abbeförderung der hergeſtellten Güter in der nächſten Zeit er
möglichen. Obwohl es im Jntereſſe der Beſchäftigung der jetzt

Krieger durchaus notwendig iſt, der Induſtrie das
eiterarbeiten zu ermöglichen, kann die Eiſenbahn doch aus die

ſem Grunde geſtellten Beförderungsanträgen jetzt noch nicht
entſprechen, da die Sicherſtellung der Lebensmittelverſorgung
und des Betriebs der Gas und Elektrizitätswerke ullen anderen
Intereſſen vorgeht.
Unter dieſen Umſtänden empfiehlt es ſich, von Beförderungs
anträgen abzuſehen, ſoweit es ſich nicht um Beſeitigung eines
äußerſten Notſtandes im Allgemeinintereſſe handelt, zumal die
Eiſenbahnverwaltungen bei der Zahl der eingehenden Anträge
kaum in der Lage ſind, dieſe alle eingehend zu prüfen und zu
bearbeiten.

Vom 12. bis 14. dieſes Monats iſt Frachtſtückguts
derre verhängt. Dringende Lebensmittel können als Eilgut

aufgeliefert werden. r

Sitzung des Großen Arbeiterrats
Eingangs der geſtrigen Sitzung bemängeln Albrecht undOſterburg daß der Krkeiterteg In der vorigen u e

Iaſſen habe, ſein eigenes Präſidium zu wählen, ſie fänden es
ſfonderbar und unparlamentariſch, daß dies umnlberlaſſen worden iſt.

luch Thiele betont, daß der Große Arbeiterrat die Grundlage
bilde und von ihm alle Geſchäfte erledigt werden müſſen, dem
ger auch ſein eigenes Präſidium zu wählen habe. Auf ſeinen
orſchlag wurde beſchloſſen, zwei W r und dvei Schrift

führer zu wählen. Gewählt wurden Albrecht und Kilian
zu Vorſitzenden und Gräfe, Günther und Oſterburg zu
Schriftfühvern. Albrecht überniemant hierauf die Leitung der
Verſammlung
Die in voriger Sitzung erörterte Lebens mitielver-
keilung auf der hieſigen Eiſeanbahndirektion,
wobei betont wurde, daß dort Unvegelmäſßigkeiten vorgekommen
feien, hat der Eiſenbahndirektion Veranlaſſung e aufeinen im „Volksblatt“ erſchienenen Artikel duvch n den
Dienſtſtellen Aufklärung zu ſchaffen. Die Giſenbahndivektion be-
tont varin, daß der A- und S. -Rat ſich nicht in die
Verteilung der Lebensmittel zu miſchen habe,
eine Nachprüfung der vorhandenen Lebensmittel jedoch erwünſcht
ſei, um alle Verdächtigungen aus der Welt zu ſchaffen. Kilian
betont hierzu, daß die A und S.Räte nicht beabſichtigt hätbear,
die Lebensmittelvorväte der Eiſenbahndirektion, die lediglich dem
Arbeitern derſelben zu gute kommen ſollen, zu L nen,

ndern nur zu kontrollieren. Tatſache ſei aber, daß bei einer
usſuchung bei einem Rechnungsrat 130 Pfund Erbſen, etwa

25 Pfund Kunſthonig und 20 Pfund Speck gefunden worden ſeien,
über deven Herkunft noch verhandelt (N) wird. Jm übrigen wer
den alle Behauptungen, die in der letzten Sitzung gegen die Giſen
bahndivektion angebracht wurden, aufrecht erhalten. Die ein
S Unterſuchung, an der auch die Polligeiverwaltung be

ibigt iſt, wird Klarheit über die Angelegenheit bringen. Kilian
betont noch bei dieſer Gelegenheit, daß die A. und S. Räte Mafß-
nahmen treffen müſſen, daß ihnen auch der Dienſbtelegraph (und
was außerdem noch? Die Red.) zur Verfügung ſtehe, damit es
nicht wieder vorkomme, daß ein nicht genehmes Telegramm der
A. und S.-Räte zurückgehalten werde.

Eine v Ausſprache entſpann ſich über die Wahlen zur
r und S.-R.- Sitzung am 16. inerlin. Der BezirksA.- und S.-Rat in Merſeburg hat in

einer kürzlich ſtattgefundenen Verſammlung ts die Wahlen
der Berliner Sitzung vollzogen und zwar 4 Mitglieder von

enrat und 4 Mitglieder vom Arbeiterrat, unter letzteren
befinden ſich Albrecht und Koenen Halle. Gegen die Vor
nahme dieſer Wahlen hat der Soldatenvat ſowie der engere Ar
beiberrat in Halle Proteſt erhoben, in dem betont wurde, daß
dadurch dem Großen Arbeitervat in Halle die Möglichkeit ge
nommen würde, über ſeine Vertret in Berlin ſelbſt zu ent
ſcheiden. Da ver Bezirksvrat den Proteſt des A. und S.Rates in
Halle verworfen hat, wird infolge der kurzen Zeit von einer
weiteren Verfolgung der Angelegenheit abgeſehen. Dem Begirks
A. und S.Rat ſoll Mitteilung davon gemacht werden, daß bei
gukünftigen Wahlen ein anderer Modus eingeſchlagen werden
mm

Albrecht erſtattet hierauf als Vorſitzender des Bezirks-A.
und S.-Rates einen kur Bericht über die bis

rung auszuführen.

und erſtere
Die Einheitsſchule

boldete das Thema des 6. Volks abends im Thaliaſaal am
Mittwoch. Rektor Ha ſe hielt den einleitenden Vortrag. Redner
lieh zunächſt ſeiner Freude Ausdruck, daß die Einheitsſchule nun
Wahrheit werden ſoll und wies darauf hin, daß bisher keine Ein
heit der Schule ſei und ſich dadurch viele Schwierigkeiten ergeben,
namentlich für Kinder, die aus einer Schule in die andere
gehen ſollen. Die ſcharfe m ondenmng der Schulen chärfe
auch die Abſonderung der Stände, deshalb muß ein Ausgl ge
en werden. Redner verwarf namentlich die Vorſchulen, in

n eine viel zu große Anzahl ſolcher Schüler ſitzt, die nicht
hineingehöven, va ſie das Ziel der höheren Schulen nicht erreichen
und die Klaſſen unnütz belaſten. Sie gehören ebenfalls in die
Volksſchule, in der jetzt ſchon 95 Prozent aller Kinder unterrichtet
werden. Redner verlangte nun: 1. daß Mittelloſigkeit kein
Grund ſein ſoll, Kinder vom Beſuch einer höheren Schule auszu
ſchli Jn keiner Schule ſoll Schulgeld werden, in
allen ſollen Schulbücher umſonſt gegeben werden. Min-
deſtens muß ein gemeinſamer Unterbau geſchaffen werden. Jn
ſpäteren Jahrgängen müſſen dann die Kinder nach ihrer Be

abung geſondert unterrichtet werden. Dann können auch
tie Eltern mitentſcheiden, in welche Schulgattung ſie die Kinder

ſchichen wollen, dann kommen die Fachſchulen zur Geltung, denndie Eimheitsſchule ſoll nicht Gleichheits ſchule ſein; nur
len alle Schulen allen offenſtehen. Dadurch würde der

ſe ſoziale Riß und das böſe Gefühl der Zurückſetzung beſeitigt
rner wird die Volkskraft beſſer ausgenutzt; jede Begabung

t zu ihver Entfaltung.
Weſentlich anders begründet der Sozialismus ſeine

rung der Ginheitsſcharle. Er behauptet, die jetzige Schule ſei eine
Einrich des Kapitalismus. um das Volf“ zu knechten. Er

(will, daß in Mittelpunkt wer 1ät i ge Arbeit ſteht erſt darauz

werden.

beginnen und bis zum 8. Jahre nur die adfertigkeit
dann ſoll die Gabelung in werktätige und Goiſtesarbeit ei

weicht von der jetzigen derart
SDieſe Einrichtu aber ab, daßan t nicht zu denken iſt.ei n vagt es ſich, ob wirklich

Abderhalde
imrat Anton

n in
nariſtiſche) platzten aufeinander

vungenſchaften der neuen
ſind Ruhe und Ordnung,
bedingte Notwendigbei

Dienſt der guten helfen wollen, das inweren Tagen Errungene feſtzuhalten, die gewillt. ſind, di
rüchte der Revolution gegen jeden gewaltſamen Gingriff be

h die r i unſerem n r.bonnen n r ſönlichkeit ür ei wollen,ſind änf nen m die ſar inleba
Aufrechte, onnene Männer, nach ſhrer Entlaſſung

weiterdienen wollen, melven ſich in ihren Entlaſſungsanzügen
unter Vor ihrer Militärpapiere in der Frieſ
e
bevei

gez. Ferchlandt,

Ueber „Die Neugeſtaltung der Welt wird Herr Paſtor
Winterberg am nächſten Sonntag abends 8 Uhr im
miſſionshaus, Weidenplan ſprechen.

Arbeitsgemeinſchaft der freien Angeſtelltenverbände. Jn
unſerem Bericht in der Abendausgabe am 10. d. Mts. iſt ſtatt

Spilling Dr. Ingenieur Schilling zu leſen.

vom Büchertiſch
Das freie Meer. Von Rudolph Stratz. Preis 8,50 Mk.

geheftet 6 Mk. Verlag Ullſtein u. Co., Berlin.
„Das freie Meer“ iſt der dritte Band des

dem Rudolph Stratz das r dieſer Jahre zuſammenfaßt.
England, das engliſche Weltreich, iſt jetzt der Hintergrund der
ſtürmiſchen Handlung. Drei, vier Perſonen treten in dem Auf-
gebot von Namen und Typen hervor: der liſche Tory Mar
queß von St. Aſaphs, läſſig, athletiſch, von unantaſtbaren
Macht des Britentums erfüllt, Johanna ter Meer, eine geborene
Deutſche, die in ſeeliſchem Kampf bheimbegehrt zum Vaterland,
der reiche Holländer HYonkheer ter Meer, ihr Gatte, der deutſche
Korvettenkapitän Erich Lürſen, ein helläugiger Hanſeate, ver
wegen, liſtig, unerſchütterlich. Mit der „Heidelberg“ durchbricht
er die engliſche Blockade und ſenkt in den Aktlantie Schiff um

Der Ruhm der „Karlsruhe“, der „Emden“ klingt nach
in dieſen Fahrten. Und es folgt, dramatiſch erregend, mit dem
Humor des Abenteuerromans erzählt, die Flucht Lürſens von
Bord des „Acheron“ in der Uniform der britiſchen Marine, ſei te
phlegmatiſche Wanderung durch England, ſein Beſuch in Schloß
Ogmore, ſein Verſchwinden, ſein Gaſtſpiel als rußſchwarzer eſth-
niſcher Kohlentrimmer, ſeine Bergung in Portsmouth an Bord
eines deutſchen Unterſeeboots. Wohl ſelten aber ſind Englands
Politik, Englands Kriegführung, das Geſellſchaftsleben der
ariſtokratiſchen und der bürgerlichen Klaſſe, London, die eng
liſche Provinz in ihrer ganzen Struktur mit ſo verblüffender
Kenntnis dargeſtellt worden wie in den ſich packend ſteigernden
Schilderungen dieſes Buches.

„Das deutſche Theateradreßbuch“ 1918,//1919, vom Deut-
ſchen Bühnenverein herausgegeben. Oeſterheld u. Co. Verlag
Berlin W. 15. erſchienen. Preis 8 Mk.

Wer die Widerſtände bedenkt, die infolge des Krieges bei
der Aufbringung des Adreſſenmaterials uſw. zu überwinden
waren, muß umſomehr die geleiſtete Arbeit anerkennen, wenn
er bei Durchſicht des rund 850 Seiten ſtarken handlichen Bandes
die bekannte Reichhalligkeit nicht nur nicht gemindert, ſondern
noch erweitert findet. Die Rubriken Vereinsweſen, Bühnen-
vertriebsanſtalben, Uraufführungen, Führer durch den Theater
geſchäftsverkehr werden den Thegterintereſſenten wertvolle
Dienſte leiſten. Durch Aufnahme der deutſchſchweizeriſchen
Bühnenſchriftſteller und Komponiſten umfaßt das Verzeichnis
ſämtliche in betracht kommenden Autoren (über 83000 Namen
mit Adreſſen mit letztvollendeten, ſowie in Arbeit befindlichen
Werken). Der Hauptteil des Adreßbuches, die Mitgliederver-
zeichniſſe der deutſchen Bühnen (über 300 ſtändige und 200
Sommer- und ungefähr 100 reiſende Theater) mit ihren Mit-
gliedern und die Liſte gaſtierender Künſtler wird durch ein zu
verläſſiges Regiſter ergänzt, welches das Adreſſenmaterial (mehr
als 80 000 Namen) durch genaue Hinweiſe überſichtlich und lein
auffindbar macht. Hieran ſchließen ſich „die Toten des Jahrs“
und die fürs Vaterland Gefallenen“ eine Rubrik, die weh
mütiges Erinnern auslöſt.

Zwiſchen Gott und Welt. Von Dr. Arthur Schröder.
Leipzig, A. Deichert. Preis 2,80 Mk.

Ein Buch für ſuchende Seelen könnte man dieſes Werkchen
nennen, und gewiß wird jeder, der es zur Hand nimmt, zwar
nicht zur Vollendung des Glaubens kommen das werden wir
auf Erden ja nie aber einen Schritt weiter in ſeiner perſön
lichen Stellung zu Gott in der Natur. J.

Volkswirtſchaft
Börfenſtimmungsbild

Berlin, 12. Dez.
Wenn auch im allgemeinen im heutigen Börſenverbehr

eine feſte Grundſtimmung nicht zu verkennen war, geſtaltete ſich
die Kursbewegung zunächſt noch nicht einheitlich, da in verſchie
denen in letzter Zeit erheblich geſtiegenen Werten Gewinnreali-
ſierungen vorgenommen wurden. Jn erſter Linie wurden hier-
von chemiſche Werte betroffen. So ſtellten ſich Elbe felder
Farbwerte, Badiſche Anilin erheblich niedriger. Auch Schiff
fahrtsaktien gaben nach. Demgegenüber ſtanden aber Beſſerun
gen in Bergwerks- und Hüttenaktien, von denen Phönix ſogar
7 Proz. gewannen. Auch Deutſche Waffen und Rheinmetall
waren bemerkenswert gebeſſert. Jm ſpäteren Verlauf gewann
die feſte Stimmung an Umfang ſo daß nicht nur weitere Stei
gerungen der anfänglich erhöhten Werte folgten, ſondern an
fängliche Abſchwächungen auch zum Teil wieder gittgemacht wur
den. Am Anleihemarkt unterlag die Kursbewegung nur mäßigen
Schwankungen.

Produktenbericht
Berlin, 12. Dez.

Die milde Witternng hält an. Doch werden die Feldarbei-
ten durch die Näſſe und Feuchtigkeit ſtark behindert. Eine Behebung des hieſigen Produktionsverkehrs iſt niche eingetreien,

klus, in

da die Zufuhren durch die ſchwierigen Verkehrsverhältniſſ et
ſchwert werden. Von Heu kommt indes noch manches herund kann infolge der Aufhebung der Sperre in vielen Kreit,
im freien Handel in reichlichem Maße zugeführt werden, aez
in Anbet des Ueberganges zahlreicher Etaeehferde J
Privathände außerordentlich zu begrüßen iſt. Stroh iſt fnayg
Als Erſatz wird Hülſenfruchtſtroh, Rapsſtroh zu kaufen get
Jm Handel mit Sämereien iſt nichts Neues vorgeſallen.
ſelbe iſt über den Verkehr mit Rüben zu ſagen.

4

Eine Kreisbaubank für den Mansfelder Seekreis wirdeiner Mitteilung des Landvats Geh. Regierungsrat Dr.
Mettenheimn demnächſt gegründet werden. Sie ſoll dazu die

die r er r der kleineren und miltler,rundbeſitzer im Seekreiſe zu befriedigee wie dvringende Aufgaben zu erf

Sparkaſſ der ihr duvch die Sahungen
nn.zen ſDie neuen Mindeſtſchichtlöhne im Mansfelder Vergh

ſtellen ſich wie folgt: Häuer und Lehrhäuer bei Hä rarbet
Handwerker, Maſchinenwärter an verantwortlicher Stelle
Schürer 11 Mk. Förderleute unter Tage,
gierer und Heizer 10 Mk. Förderleute über Tage, Kohlen, u

Aſchefahrer, Maſſchinenwärter an kleinen Maſchinen, Streden

r bei.
wortungsvollen Poſten, Schachtofenleute beim Schieferſhmehe
arbeiter 9 Mk. Kläuber 8,50 Mk. Für die Hüttenga
ter ſtellen ſich die Sätze folgendermaßen: Arbeiter auf

Rohſteinröſter, Vor- und Gutröſter, Spurer, Kupferſteinmg
Kammer und Keſſelwärter, Lauger, Wäſcher, Silberſchm
Raffinierer, Schlackenherſteller 1. Klaſſe, Schlackengießer,
11. Schieferlader, (Anſchläger), Schlackenfahrer, Hilfsröſter und
Rückſtandsröſter, Krätzſchmelzer, Schleißer, Vorläufer, Kupfer
larer, Austräger 10,45. Bahn und Vorwieger, Laboratorjen
arbeiter, Förderleute, Heiger, Maſſhinenw., Pocher, Hilfshand
werker 9,90. Kläuber, Verpacker, Verlader, Eindampfer 935
Sonſtige Handwerker, Keſſelwärter, Lokomotivführer 10 4
Hüttengehilfen 1. Klaſſe 7,70. Hüttengehilfen 2. Klaſſe ö60
Jungen 1. Klaſſe 5,50. Jungen 2. Klaſſe 440. Frauen
Nebenperſonal, männliche, wie Putzarbeiter, Wächter und dergi
8,25. Nebenperſonal, weibliche, 5,50. Die 14tägige Abſchlag.
zahlung iſt von 60 auf 120 Mk. erhöht worden.

Kaliwerke Aſchersleben in Aſchersleben. Die außerordent
Generalverſammlung hatte ſich mit dem Antrage der

öhung des Guundkapitals um 25 Millionen
auf 22,5 Millionen Mark durch Ausgabe von neuen, vom

1. Januar 1918 ab an der Dividende teillnehmenden AktienErwerbs von 591 der Gewerkſchaft Marigglück e
äftigen. Die Ven

000 Muſenn

amanſung
1918 beſchloſſenen und bereits e Verſchanelzung de
Kaliwerke Hat torf mit den Kaliwerken Aſchersleber
aus.

u r r (vorm.tz. außerordentlicher Gene dieöhiung des Grundfapitals um do o00 Mart durch nene
800 vom 1. Juli 1918 ab dividendenberechtigten Gratisaktien be
ſchloſſen, die einem Bankinſtitut Nennwerte üb wer
den. Der Gegenwert von 800 Mark wird dadurch beſchafft
r Reſerven ausgeſchüttet und zur Bezahlung be

rden.
Uebertragung von Malzkontingenten der Bierbrauereien

Gntſprechand den Anträgen dar Brauereivertreter iſt unter h
ä der im norddeutſchen Brauſter erla Weſtimmungen für M i von Uebertvagungen, die für das Ko e 1918/19 oder einen kür
ren Zeitraum erfolgen, ein Preis 200 Mk. und bei dauern
den Uebertragungen vom 1. Oktober 1918 ab, wenn von der We

lieferung nichts r iſt, ein S bis
pp gſſenbühr, e htingentübertragungen zu erheben bevechtigt iſ

tragungen auf 0,50 Mark uno für dauernde auf
1 Mark für den Doppelzentner ermäßigt worden. Ferneren der n r von in ebevechnet 12 Mark ſigſtellen Ma werdene u

Berliner Kursberiechtoe
Visgenbahn-Aktien: Felten u. GullleaumeHalberstadt -Blankenb. Gasmotoren DentaHalle-Hettstedter r u. KönigScehantungbahn elsenkireh. Bergb.Aiig. Lokal-Str. Glauziger Zuekerfbr.Gr. Herl. Str. Hallesche Masoh.-Fabr.Magdeburger Sir. B. Hann. Masch.Lux. Prinz Heinrich. B. Harpener Berg
Orientbahn Hasper VDisenSehiffahrts- Akt. beraerO n vrts- eohsterHambg. Paketfahrt Hoeseh REisen u. Stahl
Hambg.-Südamerika Hohbenlohe- Werke

Hansa-Dampfsechitt Humboldt-Maseh.
Nordd. Lloyd Iise-Bergbang

Kahla- Porzellan
BRBanken: Kaliw, Ascohersleben

Bank für Thör.
Berl. Handelsges.
Comm u. Diskontobank
Darmstädter Bank
Dess. Landesbank
Deutseche Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner Bank
Oredit-Anst. Leipzi
Mitteld. Kreditban
Nationalbank
Oesterr. Kredit
Reichsbank 7 e 17

Industrie-Akttfen
Schultheiss- Brauerei
Akt. 1. Anilin
Aiigem. Elektr.-Ges.
Ammendorfer Papier
Anhalter Kohlenw.
Annaberger Steingut
Badiseche Anilin
Bergmann Elekt. Akt.
Ber Maseh.- Bau 7
Biswarekhütte
Bochumer Gußstahl
Chem. Fabrik Buckau
Chem. Griesheim
Ohem. v. Heyden
Consolidation Schalke
COröllwitzer Papierfabr.
Daimler-Motoren
Deutseh-Luxemburg
Deutsche Vebersee- El.
Deutsche Erdöl
Deutsche Gasglühl.
Deutsehe Kali
Deutsche Waff. u. Mun.
Donnersmarkhütte
Döring u. Lehrmann
Dürkoppwerke
Elbertfelder Farben

Köärbisd. Zucker- Akt.
Kyffhäuserhütte
Lahmeyer u. Co.
Lauchhammer
Laurahütte
Linke u Hoffmann
Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Obersehl. Visenb. Bed.

do. Caro Heg.
do. Kokswerke

Orenstein u. Koppel
Phönix-Bergb.
Rhein Metall-Vorz,
Rhein StahlwarenRlebeck. Montan
Rombacoher Hütten
Rositzer Braunk.
Rositzer Zucker
Sangerhäuser Maseh.
Hugo Sehneider u. Co.
Schuokert u. Co.
Siemens u. Halske
Stettiner Vulkan
Stollberger Zinkh.
Strals. Spielkarten
Thale-Eisenhütte
Triptis- Akt. Ges.
Türkisehe Tabakregie
Ver. Köln-Rottweiler
Glanzstotf Elberf.
Wegelin u. Hübner
Werseh.-Welssenf. Brk.
Westeregeln-Alkali
Wittener GuBbstahl
Wrede-Mälzerei
Zelch.-Kriebitsoh. Brk.
Zeitzer Masch.
Zellstotk Walthof
Otavia-Minen

Hauptſchriftleiter: Helmut Böttcher.
Verantwortlich für den politiſchen Teil: elmut Böttcher

erdinand Querfurt; für die Abteilung Kunſt, Wiſſenſchaft
owie für den lokalen Teil Adolf Meyer, für provinziede R
Gerichtsſaal und Sport und den übrigen redaktionellen Teil: t
Querfurt; für den Anzeigenteil: Walter Ebeling; ſämtlich in

Verlag und Druck der Halleſchen Zeitung Olto Thiele, Halle
Verlagsdirektor: Robert Poezſch.
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